
4. Ist es bekannt, daß jemand zur Aburteilung in einer anderen Zone oder 
außerhalb Deutschlands benötigt wird, so kann er nicht abgeurteilt 
werden, bevor eine Entscheidung gemäß Artikel IV dieses Gesekes 
ergangen ist, es sei denn, daß von der Tatsache seiner Ergreifung 
gemäß Ziffer 1 b) Artikel III Mitteilung gemacht wurde, eine Frist 
von drei Monaten seit dieser Mitteilung verstrichen und kein Aus­
lieferungsbegehren nach Maßgabe des Artikels IV bei dem betreöenden 
Zonenbefehlshaber eingegangen ist.

5. Die Vollstreckung der Todesstrafe kann aufgeschoben werden, falls der 
Zonenbefehlshaber Grund zu der Annahme hat, daß die Vernehmung 
des zum Tode Verurteilten als Zeuge in einem Verfahren innerhalb oder 
außerhalb seiner Zone von Wert sein könnte, jedoch nicht länger als 
einen Monat, nachdem das Urteil Rechtskraft erlangt hat.

6. Jeder Zonenbefehlshaber wird dafür Sorge tragen, daß die Urteile der 
zuständigen Gerichte hinsichtlich des nach diesem Gesetj seiner Kontrolle 
unterliegenden Vermögens so ausgeführt werden, wie dies nach seiner 
Ansicht der Gerechtigkeit entspricht.

Artikel IV
1. Wird jemandem, der sich in einer der deutschen Zonen befindet, ein 

Verbrechen, das einen der Tatbestände des Artikels II erfüllt und das 
außerhalb Deutschlands oder in einer anderen Zone begangen wurde, 
zur Last gelegt, so kann die Regierung des betreffenden Staates oder 
der Befehlshaber der betreffenden Zone an den Befehlshaber der Zone, 
in der sich der Angeschuldigte befindet, das Ersuchen stellen, ihn zu 
verhaften und ihn zur Aburteilung dem Staat oder der Zone auszu­
liefern, in der das Verbrechen begangen wurde. Einem solchen Aus­
lieferungsantrag kann der Zonenbefehlshaber Folge leisten, es sei denn, 
daß nach seiner Meinung der Angeschuldigte zur Aburteilung oder als 
Zeuge von einem Internationalen Militärgerichtshof oder in Deutsch­
land oder in einem anderen als dem antragstellenden Staate benötigt 
wird oder daß der Zonenbefehlshaber sich nicht davon überzeugen 
kann, daß dem Auslieferungsantrag entsprochen werden sollte. In 
diesen Fällen hat er das Recht, den Auslieferungsantrag dem Justiz­
direktorium des Kontrollrates vorzulegen. Dieses Verfahren findet auf 
Zeugen und alle anderen Arten von Beweismitteln entsprechende An­
wendung.

2. Das Justizdirektorium prüft die ihm vorgelegten Anträge und fällt 
nach Maßgabe der folgenden Grundsätze eine Entscheidung, die es so­
dann dem Zonenbefehlshaber mitteilt.
a) Wer zur Aburteilung oder als Zeuge von einem Internationalen 

Militärgerichtshof angefordert ist, wird zur Aburteilung außer­
halb Deutschlands nur dann ausgeliefert, beziehungsweise zur Zeu­
genaussage außerhalb Deutschlands nur dann angehalten, wenn 
der gemäß dem Londoner Abkommen vom 8. August 1945 ein- 
gese^te Ausschuß der Hauptankläger seine Zustimmung erteilt.
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